
 

            

Frau MdB Lisa Paus. 

Frau MdB Dr. Irene Mihalic 

Frau MdB Canan Bayram  

Herrn Senator Dr. Dirk Behrendt 

Berlin, 24.11.2018 

Bekämpfung der Geldwäsche im Immobiliensektor; Vorschläge von mafianeindanke e.V. 

 

Sehr geehrte Abgeordnete, 

sehr geehrter Herr Senator, 

der Verein mafianeindanke begrüßt es, dass sich Bündnis 90/Die Grünen dem Problem der 

Geldwäsche im Immobiliensektor angenommen hat. Wir stimmen mit Bündnis 90/Die Grünen 

überein, dass der Immobilienmarkt - neben dem Finanzsektor - besonders anfällig für 

Geldwäsche ist. Dies ist u. a. durch entsprechende Studien des Bundeskriminalamts (2012)1, 

einer Studie von Prof. Bussmann im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen (2015)2 und 

einer Untersuchung der Financial Action Task Force (2007) hinreichend belegt.3 

Wir stimmen Bündnis 90/die Grünen ebenfalls zu, dass Geldwäsche im Immobiliensektor ein 

großes gesellschaftliches Problem darstellt. Es ist in der Tat so, dass bezüglich der 

Mietensteigerungen bei Wohnimmobilien in Ballungszentren, gerade in Berlin, 

Immobilieninvestments, die mit Kapital illegaler Herkunft vorgenommen werden, die 

Spekulation mit Wohnraum weiter anheizen und dabei bei Mieterhöhungen wie ein 

Brandbeschleuniger wirken. Es gibt gesicherte Erkenntnisse darüber, dass illegales Kapital aus 

Russland, der VR China und Italien in den Berliner Immobilienmarkt investiert wird. 

Ihre auf Ihrer Fachkonferenz am 5. Oktober 2018 in Berlin unterbreiteten Forderungen und 

Gegenmaßnahmen bedürfen allerdings der Ergänzung. Notwendig sind angesichts der zu Tage 

                                                           
1Abrufbar unter: 

https://www.bka.de/SharedDocs/Downloads/DE/UnsereAufgaben/Deliktsbereiche/GeldwaescheFIU/fi
uFachstudieGeldwaescheImmobiliensektor.html 

 

2 Vgl. auch Bussmann, Geldwäscheprävention im Markt (2018) 
 

3 Abrufbar unter:  http://www.fatf-
gafi.org/media/fatf/documents/reports/ML%20and%20TF%20through%20the%20Real%20Estate%20S
ector.pdf 

 



getretenen hohen Risiken in erster Linie ad hoc-Handlungsschritte, die keinen Aufschub 

zulassen und im Übrigen, falls der politische Wille bei Bund und Ländern vorhanden ist, 

kurzfristig zu realisieren sind. 

Ihre Forderung nach einem zentralen Immobilienregister zur Abklärung der wahren 

Immobilieneigentümer unterstützen wir. Deren Implementierung benötigt allerdings, wenn sich 

dafür im Deutschen Bundestag Mehrheiten fänden, eine längere Vorlaufzeit, bis die 

Grundbuchämter bei den Gerichten entsprechend operabel sind. Bereits die vollständige 

Digitalisierung des Grundbuchs in Deutschland, die derzeit stattfindet, nimmt Jahre in 

Anspruch. Sie ist bundesweit noch nicht zum Abschluss gebracht. 

Angesichts des Ausmaßes des Problems halten wir es für erforderlich, Sofortmaßnahmen in 

Angriff zu nehmen, die wie bei der geldwäscherechtlichen Beaufsichtigung der Notare ohne 

Gesetzesänderung sofort greifen würden und die ohnehin, was die geldwäscherechtliche 

Beaufsichtigung der Notare durch die Präsidenten der Landgerichte anbelangt, längst überfällig 

sind. Durch das Inkrafttreten des Geldwäschebekämpfungsergänzungsgesetzes vom 13.8.2008 

wurden die Präsidenten der Landgerichte als zuständige Behörde für die geldwäscherechtliche 

Aufsicht über Notare bestimmt. Neben einer Vielzahl von Kompetenzen wurden sie auch mit 

weit gefassten Prüfungsrechten resp. Prüfungspflichten bei Notaren ausgestattet, die jedoch 

ausnahmslos seit dem Inkrafttreten des Gesetzes von den Präsidenten der Landgerichte – 

immerhin seit 10 Jahren - nicht wahrgenommen und von der Fachaufsicht bei den 

Oberlandesgerichten bzw. dem Kammergericht auch nicht durchgesetzt worden sind. Daten der 

Aufsichtsbehörden über ihre Aufsichtstätigkeit nach § 51 Abs. 9 GwG, die erhoben werden 

müssten, liegen deshalb nicht vor. 

Ebenfalls ist es erforderlich, durch eine einfache Änderung des Beurkundungsgesetzes den 

alten Rechtszustand, was die früher obligatorische Abwicklung der Kaufpreiszahlung über 

Notaranderkonten anbelangt, wieder herzustellen. Heute werden Grundstücksgeschäfte nicht 

mehr über Notaranderkonten abgewickelt. Nur über diese Bezahlmodi kann Transparenz der 

Zahlungsströme im Immobiliensektor durch Herstellung einer Papierspur hergestellt und 

verhindert werden, dass anonyme Barzahlungen zwischen Verkäufer und Käufer beim Kauf 

eines Grundstücks, was gegenwärtig nach der zitierten Studie von Prof. Bussmann und unseren 

eigenen Erkenntnissen der Fall ist, immer stärker Platz greifen. Die Abklärung der 

Zahlungsströme bei der Kaufvertragsabwicklung durch Notare ist neben der Abklärung der 

wirtschaftlich Berechtigten nach internationalen Erfahrungen (FATF) und selbst nach den 

Anwendungsempfehlungen der Bundesnotarkammer4 auch das wichtigste Erkenntnismittel für 

Notare, auf auffällige bzw. verdächtige Geschäfte zu stoßen und diese ggf. über eine 

                                                           
4 Abrufbar unter: 

https://www.bnotk.de/_downloads/Anwendungsempfehlungen/Anwendungsempfehlungen_zum_Gel
dwaeschegesetz_BNotK.pdf 

 



Verdachtsanzeige an die Financial Intelligence Unit (FIU) zu melden. Dieses Erkenntnismittel 

wurde den Notaren durch das geänderte Beurkundungsgesetz aus der Hand genommen. 

Durch Ihre Arbeit im Deutschen Bundestag ist Ihnen bekannt, dass sich die Politik ebenso wie 

Aufsichtsbehörden und die nach dem GwG pflichtigen Unternehmen und Personen bei den 

durch Gesetz oder Implementierung  zu treffenden Abwehrmaßnahmen gegen Geldwäsche auf 

internationale Erfahrungen und – was Deutschland betrifft - auf Dunkelfeldstudien verlassen 

müssen, weil es in Deutschland an belastbaren Daten fehlt. Dies ist ein spezifisches 

deutsches Problem, das andere EU-Länder in dieser Ausgeprägtheit nicht kennen. 

Verantwortlich hierfür ist u. a. die Führung der Strafverfolgungsstatistik in Deutschland, was 

den Tatbestand der Geldwäsche (§ 261 StGB) und die für die Bekämpfung der Organisierten 

Kriminalität zentrale Strafvorschrift „Kriminelle Vereinigungen“ (§ 129 StGB) anbelangt. Die 

Bundesländer lehnen es bisher aus Kostengründen ab, für belastbare Daten zu sorgen. Auch 

hier sehen wir dringenden Änderungsbedarf bei der statistischen Erfassung der Bundesländer, 

damit neue gesetzliche Maßnahmen in diesem Rechtsgebiet einschließlich der 

Gewinnabschöpfung  nicht zu einem Blindflug werden und das Abwehrdispositiv gegen 

Geldwäsche geschärft und optimiert wird. 

Wir würden es begrüßen, wenn wir unsere Vorschläge, die wir in der Anlage beifügen, 

demnächst in einem Gespräch mit Ihnen erörtern könnten. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Michael Findeisen     

 



 

I. Vorschlag für eine konsequente Wahrnehmung 

 der geldwäscherechtlichen Aufsichtsbefugnisse der Präsidentinnen 

und Präsidenten der Landgerichte über Notare 

Die der Partei Bündnis90/Die Grünen angehörenden Justizminister der Länder sollten die 

Präsidenten der Landgerichte und Oberlandesgerichte ihres Bundeslandes zu einer 

Besprechung mit dem Ziel einladen, Maßnahmen und einen Zeitplan zur sofortigen Umsetzung 

des Geldwäschegesetzes durch die Präsidenten der Landgerichte gegenüber Notaren zu 

vereinbaren. 

Gem. § 50 Nr. 5 GwG sind die Präsidenten der Landgerichte zuständige Behörde für die Notare 

nach § 2 Absatz 1 Nummer 10 GwG. Zuständig ist der Präsident des Landgerichts, in dessen 

Bezirk der Notar seinen Sitz hat (§ 92 Nummer 1 Bundesnotarordnung). 

Aus diversen Kleinen Anfragen der Fraktion die Linke und der Fraktion Bündnis 90/Grüne im 

Deutschen Bundestag ist ersichtlich, dass die Bundesregierung trotz Rückkoppelung bei den 

Bundesländern keinerlei Erkenntnisse darüber besitzt ist, ob und welche Aufsichtsmaßnahmen 

nach § 51GwG von den Landgerichtspräsidenten ergriffen wurden. 

Auch von der Partei Bündnis 90/Die Grünen wird beklagt, dass das Meldeaufkommen von 

Notaren in Deutschland (anders als in einigen anderen Ländern in der EU) marginal ist. Im Jahr 

2017 wurden von Notaren 5 Meldungen nach § 43 Abs. 2 GwG gegenüber der FIU erstattet, 

von Banken mehr als 59.000. 

Dies liegt weniger an der für die Verpflichteten differierenden Rechtslage. Bei freien Berufen 

kann nach EU-Recht die Schweigepflicht nur durchbrochen werden, wenn der Verpflichtete 

Notar weiß, dass das Mandatsverhältnis für Geldwäschezwecke genutzt wird. Für andere 

Verpflichtete reichen hingegen Tatsachen, die auf Geldwäsche hindeuten, für das Entstehen der 

Meldepflicht aus. Verantwortlich für das unzureichende Meldeaufkommen bei Notaren ist in 

erster Linie jedoch die nicht vorhandene geldwäscherechtliche Aufsicht über Notare. 

Nach dem GwG haben Notare wie andere Verpflichtete neben der Meldepflicht eine Vielzahl 

von Sorgfalts- und Organisationspflichten zu erfüllen. Die Erfüllung dieses Maßnahmebündels 

hat einen wichtigen präventiven Effekt. Für Notare spielt insbesondere die Abklärung, 

Identifizierung und Dokumentierung des wirtschaftlich Berechtigten bei 

Grundstückskaufverträgen eine zentrale Rolle. Diese Pflicht wird in der Praxis formal oder gar 

nicht erfüllt. 

Die bei der geldwäscherechtlichen Beaufsichtigung der Kreditinstitute und sonstigen 

Finanzdienstleister gewonnene Erfahrung durch die Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zeigt, dass nur durch eine konsequente Beaufsichtigung 

der pflichtigen Unternehmen, vornehmlich durch Prüfungen des Implementierungsstands vor 

Ort (on site visits) und die bußgeldrechtliche bzw. strafrechtliche Sanktionierung von 

Verstößen, eine ordnungsgemäße Implementierung gewährleistet wird. Eine bloße 

Sensibilisierung der Freien Berufe, wie von der Partei Bündnis 90/Die Grünen vorgeschlagen, 

reicht nicht aus. 



Gem. § 51 Abs. 2 und 3 GwG können die Präsidenten und Präsidentinnen des Landgerichts bei 

den verpflichteten Notaren Auskunfts- und Vorlegungsersuchen sowie Prüfungen zur 

Einhaltung der in diesem Gesetz festgelegten Anforderungen durchführen. Die Prüfungen 

können ohne besonderen Anlass erfolgen. Die Aufsichtsbehörden besitzen hierfür wie 

Finanzmarktaufseher schrankenlose Betretens- und Akteinsichtsrechte, die ein Staatsanwalt 

nach der Strafprozessordnung nicht besitzt. 

Die Senatoren und Justizminister sollten darauf drängen, dass bei den Landgerichten 

schnellstmöglich Prüfungsteams gebildet werden und deren Mitglieder sich hierfür das 

erforderliche Wissen aneignen. Bis diese Teams operabel sind, sollten Wirtschaftsprüfer mit 

Prüfungen beauftragt werden, falls diese die notwendige Expertise besitzen. Ein solches 

Outsourcing der Prüfungsaufgaben ist nach § 51 Abs. 3 GwG möglich. 

Neben diesen Prüfungspflichten haben die Landgerichtspräsidenten eine Vielzahl von 

Organisationspflichten nach dem GwG zu erfüllen. In diesem Zusammenhang  muss das Rad 

nicht in jedem Landgericht neu erfunden werden. Die Justizministerien sollten bei der 

Implementierung von Pflichten, die nur konzertiert in einem Bundesland oder zwischen den 

Bundesländern zu handhaben sind bzw. inhaltlich identisch umgesetzt werden können, durch 

die Einrichtung von Arbeitskreisen in den einzelnen Bundesländern oder durch 

Abstimmungen über die Justizministerkonferenz aus Gründen der Arbeitsökonomie eng 

zusammenarbeiten. Dies betrifft u.a: 

Die statistische Erfassung und Dokumentation der Aufsichtstätigkeit (§ 50 Abs. 9 GwG), 

die Operabilität eines Whisleblower-Systems (§ 53 GwG), 

die Auswertung von Auskunfts- und Vorlegungsersuchen sowie Vor-Ort-Prüfungen mit Blick 

auf den Umsetzungsstand und Schwachstellen bei der Implementierung, 

die Zusammenarbeit zwischen Aufsichtsbehörden (§ 55 GwG), 

die Ausarbeitung einheitlicher Standards für interne Sicherungsmaßnahmen (§ 6 GwG), 

die Zuverfügungstellung von regelmäßig aktualisierten Auslegungs- und 

Anwendungshinweisen für die Umsetzung der Sorgfaltspflichten und der internen 

Sicherungsmaßnahmen nach den gesetzlichen Bestimmungen zur Verhinderung von 

Geldwäsche und von Terrorismusfinanzierung (§ 51 Abs. 8 GwG). 

 



 

II. Vorschlag für eine Änderung des Beurkundungsgesetzes 

Die der Partei Bündnis90/Die Grünen angehörenden Justizminister der Länder sollten in der 

Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister folgenden Vorschlag für eine 

Gesetzesänderung einbringen: 

 

Änderung des Beurkundungsgesetzes 

Das Beurkundungsgesetz vom 28. August 1969 (BGBl. I S. 1513), das zuletzt durch Artikel 11 

Absatz 14 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2745) geändert worden ist, wird wie 

folgt geändert: 

 

1. In der Inhaltsübersicht werden im 6. Abschnitt (Verwahrung) in § 57 die Wörter „Antrag 

auf“ gestrichen: 

 

2. § 57 wird wie folgt geändert: 

 

a) In der Überschrift werden die Wörter „Antrag auf“ gestrichen. 

 

b) § 57 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„Der vereinbarte Kaufpreis für den Erwerb eines Grundstücks ist vom Käufer auf ein 

Notaranderkonto im Zusammenhang mit der notariellen Beurkundung des Vertrages 

über die Überlassung und dem Erwerb eines Grundstücks zu bezahlen und vom Notar 

nach Erfüllung der im Kaufvertrag getroffenen Bedingungen an den Verkäufer 

weiterzuleiten.“ 

 

c) § 57 Absatz. 2 Nr. 1wird wie folgt gefasst 

„ Soweit Geld nicht auf einem Notaranderkonto im Zusammenhang mit der notariellen 

Beurkundung eines Vertrages über die Überlassung und dem Erwerb eines Grundstücks 

entgegenzunehmen ist, darf der Notar Geld zur Verwahrung nur entgegennehmen, wenn 

1. hierfür ein berechtigtes Sicherungsinteresse der am Verwahrungsgeschäft beteiligten 

Personen besteht,“ 

 

d) der bisherige Absatz 1 wird Absatz 3, 



 

e) der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4, 

 

f) der bisherige Absatz 4 wird Absatz. 5, 

 

g) der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

 

 

Begründung: 

Das Notaranderkonto wird bei der Abwicklung von Immobilienverkaufverträgen in 

Deutschland nur noch in Ausnahmefällen genutzt. Die Nutzung von Notaranderkonten ist 

aufgrund einer Gesetzesänderung durch das Dritte Gesetz zur Änderung der 

Bundesnotarordnung und anderer Gesetze vom 30.8.1998 (BGBl. I S. 2585) zum 

Auslaufmodell geworden. Das mit diesem Gesetz ebenfalls geänderte Beurkundungsgesetz 

enthält in § 57 (§ 54a aF) die für die Einleitung des notariellen Verwahrungsverfahrens 

erforderlichen Regelungen. Danach darf ein Notar ein Anderkonto nur noch einrichten, wenn 

ein „berechtigtes Sicherungsinteresse“ gegeben ist. 

Dies bedeutet, dass selbst wenn die Vertragsparteien ein Notaranderkonto zur Abwicklung der 

Kaufpreiszahlung wünschen, sich der Notar dem Wunsch widersetzen muss, wenn er kein 

besonderes Sicherungsinteresse erkennt. 

Der Kaufpreis wird nach Erfüllung der im Kaufvertrag getroffenen Bedingungen vom Käufer 

in der Praxis unmittelbar an den Verkäufer bezahlt. Eine Übersicht über die Zahlungsströme 

zwischen Käufer und Verkäufer hat der Notar dadurch nicht mehr. In Zusammenhang mit der 

gegenwärtig festzustellenden Nutzung des überhitzten Immobilienmarkts für 

Geldwäschezwecke ist die Verbannung der Zahlungsströme in die Intransparenz dysfunktional 

für die Verhinderung der Geldwäsche. 

 

Der damalige Gesetzgeber hat bei der geschilderten Gesetzesänderung die gewachsene Rolle 

der freien Berufe bei der Verhinderung der Geldwäsche im Zuge der Umsetzung der Dritten 

und Vierten EU-Geldwäscherichtlinie nicht überblicken können. Notare sind – neben Banken 

– bei der Erkennung auffälliger Geschäftsbeziehungen durch den physischen 

Mandantenkontakt und der Möglichkeit, auffällige Zahlungsströme mit großem Volumen, wie 

sie im Zusammenhang mit Grundstückkäufen anfallen, zu erkennen, zur unverzichtbaren 

zweiten Präventionslinie geworden. 



Über das Notaranderkonto konnte ein Notar der Papierspur folgen und in Erfüllung seiner 

geldwäscherechtlichen Pflichten die Geldströme und die Herkunft der Gelder (z.B. aus sog. 

Hochrisikoländern) analysieren. Die Analyse von Geldströmen zwischen Verkäufer und Käufer 

trägt maßgeblich  zum Erkennen von verdachtsrelevanten Sachverhalten bei.  Die 

Bundesnotarkammer hat zur Ausfüllung dieses Vakuums letztmals im März 2018 5 

Anwendungsempfehlungen herausgegeben, die den Notaren als Hilfestellung und Leitfaden zur 

Anwendung des Geldwäschegesetzes dienen sollen, aber nicht die obligatorischen 

Anwendungsempfehlungen der zuständigen Aufsichtsbehörde ersetzen.  Die dort genannten 

geldwäscherelevanten Indikatoren beziehen sich bezeichnenderweise zum großen Teil auf 

Zahlungsströme über Anderkonten, mithin auf Sachverhalte, die in der Praxis gar keine Rolle 

mehr spielen. 

 

Die Gesetzesänderung hat zusätzlich dazu beigetragen, dass es durchaus üblich geworden ist, 

Grundstückskäufe zwischen den Vertragsparteien bar abzuwickeln, ohne dass hiervon der Notar 

Kenntnis erlangt. In Spanien war diese Methode lange eine der gebräuchlichsten Formen der 

Geldwäsche. Prof. Bussmann weist in seiner Studie (Fußnote 2) zutreffend darauf hin, dass 

Geldwäsche über Bartransaktionen eine der nach wie vor verbreitetsten Methoden auch bei 

Freien Berufen ist. Vor dem Hintergrund, dass der Umlauf der von der Bundesbank emittierten 

Euro-Banknoten in den letzten Jahren – aus Sicht der Bundesbank  „nachfragegetrieben“ - 

weiter stark gewachsen ist6, hat hier der Gesetzgeber für die Geldwäsche unbewußt Tür und Tor 

geöffnet. Dieses Wachstum beim Bargeldumlauf steht im Widerspruch zur Vereinfachung, 

Verbilligung und Beschleunigung des nationalen und grenzüberschreitenden unbaren 

Zahlungsverkehrs sowie der damit im Zusammenhang stehenden starken Zunahme der 

Ausgabe und des Einsatzes unbarer Zahlungsprodukte wie Debit- und Kreditkarten in 

Deutschland. Dieses Zahlungsmodi machen Barzahlungen (mit Ausnahme der Bezahlung von 

Kleinbeträgen in bar) im Alltag weitgehend obsolet. Der Umlauf der nur von der Bundesbank 

in der Eurozone emittierten Banknoten beträgt mit zunehmender Tendenz rund 570 Mrd. Euro, 

ohne dass die Bundesbank belastbar belegen kann, wo sich diese Gelder befinden und für 

welche Zwecke diese Volumina gehortetet werden. Nach einer Studie von Europol spielt 

Bargeld für Geldwäschezwecke nach wie vor eine zentrale Rolle.7 Es ist Zeit, das Eintrittstor 

für Geldwäsche bei Grundstückskäufen durch den Gesetzgeber wieder zu verschließen.- 

                                                           
5https://www.bnotk.de/_downloads/Anwendungsempfehlungen/Anwendungsempfehlungen_zum_Geldwaesc

hegesetz_BNotK.pdf 
 

6 Deutsche Bundesbank Monatsbericht März 2018, Seite 52 
 

7 Europol „why is cash still king“ (2015) abrufbar unter https://www.europol.europa.eu/publications-
documents/why-cash-still-king-strategic-report-use-of-cash-criminal-groups-facilitator-for-money-
laundering 

 



           

Vorschläge zur Minimierung der Erkenntnisdefizite bei  

Geldwäsche und organisierter Kriminalität 

Eine Neujustierung der Strafverfolgungsstatistik durch die Justizminister des Bundes 

und der Länder ist nötig 

 

I AUSGANGSLAGE 

Die Antworten der Bundesregierung zu diversen Kleinen Anfragen jüngeren Datums der 

Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke zu Geldwäsche und 

Organisierter Kriminalität in Deutschland (BT-Drs. 19/3801, BT-Drs. 19/3586, BT-Drs. 

19/2449) bestätigen ein manifestes Erkenntnis- und Implementierungsproblem in diesem 

Bereich. 

II. NOTWENDIGE SCHRITTE 

Eine wirksame Umsetzung der Vorschriften des Geldwäschegesetzes durch die verpflichteten 

Institute und Unternehmen setzt eine flächendeckende Überwachung durch die zuständigen 

Aufsichtsbehörden voraus. Gleiches gilt – bei Staatsanwaltschaften und Gerichten - für die 

Verfolgung beider Straftatbestände. Eine verstärkte Rekrutierung, Schulung und das Vorhalten 

qualifizierten Personals im notwendigen Umfang bei den Strafverfolgungsbehörden in den 

Ländern oder der Financial Intelligence Unit bei der Generalzolldirektion des Bundes (§§ 28 ff. 

GwG) bzw. bei den Aufsichtsbehörden beim Bund und den Ländern könnte das 

Implementierungsproblem bei der Verhinderung und Bekämpfung der Geldwäsche sowie der 

OK und bei der Abschöpfung illegaler Vermögensgegenstände durch politische Priorisierung 

des Einsatzes von Haushaltsmitteln für diesen Zweck und der Sicherstellung eines 

ausreichenden Personalschlüssels mittelfristig ohne Gesetzesänderungen deutlich minimieren. 

Das Erkenntnisproblem lässt sich hingegen ohne inhaltliche Neujustierung und Erweiterung 

der deutschen Strafverfolgungsstatistik8 als eine der wichtigsten Erkenntnisquellen nicht 

lösen. Mit den Ergebnissen der Strafverfolgungsstatistik und ihres aktuellen Inhalts wird bisher 

lediglich die formale Entscheidungspraxis der Strafgerichte abgebildet. Dies gilt auch für die 

                                                           
8 Diese Statistik wird vom Statistischen Bundesamt herausgegeben und erfasst die gerichtlich 

abgeurteilten Tatverdächtigen. Abgeurteilte sind die Summe der Freigesprochenen, Verurteilten und 

derjenigen Tatverdächtigen, deren Verfahren eingestellt wurden. Es werden alle Abgeurteilten erfasst, 

die sich wegen Verbrechen oder Vergehen nach dem Strafgesetzbuch oder nach anderen Bundesgesetzen 

bzw. wegen Vergehen nach Landesgesetzen verantworten mussten. Neben dem Grund der Aburteilung 

und der Hauptstrafe werden auch Angaben zu Nebenstrafen, zur Untersuchungshaft und zu den 

Vorverurteilungen erfasst Die von der Staatsanwaltschaft nach dem Opportunitätsprinzip eingestellten 

Fälle werden nicht erfasst; bei tateinheitlicher oder tatmehrheitlicher Verurteilung wird nur das 

schwerste Delikt erfasst. 
 

http://www.rechtslexikon.net/d/abgeurteilte/abgeurteilte.htm
http://www.rechtslexikon.net/d/abgeurteilte/abgeurteilte.htm
http://www.rechtslexikon.net/d/opportunitätsprinzip/opportunitätsprinzip.htm
http://www.rechtslexikon.net/d/verurteilung/verurteilung.htm


Delikte des § 261 StGB und § 129 StGB. Dieser dürre Datensatz hat in diesem Deliktsbereich 

für Ermittlungsbehörden, die politischen Entscheidungsträger (Gesetzgeber, Bundesregierung, 

Länderregierungen) und die Öffentlichkeit keinerlei Erkenntniswert über die Entwicklung 

beider Deliktsformen. Andere Statistiken wie etwa die Polizeiliche Kriminalstatistik9 oder das 

Bundeslagebild OK 10  können dieses Manko nicht auffangen, da sie als Momentaufnahme 

polizeilicher Erkenntnisse statistisch nicht belastbar sind und nicht den Anspruch haben, den 

Ablauf eines Strafverfahrens in seiner Gesamtheit final zu beleuchten. 

Das Erkenntnisproblem bei Vermögensabschöpfungen in Deutschland ist noch 

gravierender. Was die Vermögensabschöpfung anbelangt, räumt die Antwort der 

Bundesregierung auf die Kleine Anfrage BT-Drucksache 19/3801 ein, dass „eine justizielle 

Statistik weder auf Landes- noch auf Bundesebene“ bestehe. Ausweislich der Antwort der 

Bundesregierung auf die Kleine Anfrage BT-Drucksache 19/3586 erfassen die insoweit 

einschlägigen, vom Statistischen Bundesamt jährlich herausgegebenen Statistiken der 

Fachserie 10, „Staatsanwaltschaften“ Reihe 2.6. und „Strafverfolgung“ (Reihe 2.3.) „lediglich 

die Anzahl der (eingeleiteten) Maßnahmen der Gewinnabschöpfung. Weitere Angaben hierzu, 

insbesondere zum Erfolg der Gewinnabschöpfungsmaßnahmen und zum Wert der 

Gegenstände, werden nicht gemacht.“ 

 

Ausweislich der Antwort der Berliner Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz auf 

die Schriftliche Anfrage Drucksache 17/17250 vom 6.10.2015 zur Erhebung von statistischen 

Daten über die Abschöpfung von Vermögenswerten bei den Staats-und Amtsanwaltschaften 

erfolgt die Datenerhebung in Berlin auf der Grundlage einer im Ausschuss für Justizstatistik 

der Landesjustizverwaltungen bundesweit abgestimmten und von den Ländern erlassenen 

Anordnung. 

 

Auf Grundlage dieser bundesweit abgestimmten Anordnung unterscheide die 

Staatsanwaltschaft in ihrer Statistik nicht nach Deliktsgruppen oder Zugehörigkeit zur 

                                                           
9 Die Polizeiliche Kriminalstatistik wird jährlich vom Bundeskriminalamt auf der Grundlage der von den 

16 Landeskriminalämtern gelieferten Landesdaten erstellt. Sie enthält die der Polizei bekannt 

gewordenen rechtswidrigen Straftaten einschließlich der mit Strafe bedrohten Versuche, die Anzahl der 

ermittelten Tatverdächtigen und eine Reihe weiterer Angaben zu Fällen, Opfern oder Tatverdächtigen. 

Nicht enthalten sind Staatsschutzdelikte, Verkehrsdelikte, Steuerdelikte und Straftaten, die unmittelbar 

bei der Staatsanwaltschaft angezeigt werden. 
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  Das Bundeslagebild OK wird vom Bundeskriminalamt auf Grundlage der im Mai 1990 von der 

Gemeinsamen Arbeitsgruppe (GAG) Justiz/Polizei entwickelten Arbeitsdefinition „Organisierte 

Kriminalität“ in Zusammenarbeit mit den Landeskriminalämtern, dem Zollkriminalamt und dem 

Bundespolizeipräsidium erstellt1. Die im Berichtszeitraum anhängigen OK-Verfahren werden hierbei 

nach einem bundes-weit einheitlichen Raster erhoben. Das Bundeslagebild bildet die Ergebnisse 

polizeilicher Strafverfolgungsaktivitäten im Bereich der Organisierten Kriminalität ab. Es stellt eine 

Beschreibung des Hellfeldes, also lediglich der polizeilich bekannt gewordenen Kriminalität dar, ohne 

aus den statistischen Grunddaten valide Einschätzungen zu Art und Umfang eines möglichen 

Dunkelfeldes ableiten zu können. Aussagen zu Entwicklungen der Organisierten Kriminalität basieren 

im Wesentlichen auf einer Langzeitbetrachtung OK-relevanter Informationen. 



Organisierten Kriminalität, sondern erfasse übergreifend alle Verfahren, in denen 

Vermögensabschöpfung betrieben wird. Die Zahlen bezögen sich sowohl auf die vorläufig 

gesicherten Vermögenswerte wie auch auf die gerichtlichen und außergerichtlichen 

Einziehungsentscheidungen und würden regelmäßig an die Senatsverwaltung  für Justiz und 

Verbraucherschutz, allerdings nicht gegenüber den Justizbehörden in anderen Bundesländern 

oder gegenüber der Öffentlichkeit berichtet. Daraus ergibt sich für den damaligen Senator für 

Justiz und Verbraucherschutz „ein hinreichendes Bild zum Stand der Vermögensabschöpfung“ 

(sic!). Diese damalige Bewertung ist gerade im Lichte der Bedeutung der OK in Berlin ebenso 

mutig wie fragwürdig. 

 

III. VORSCHLÄGE ZUR MINIMIERUNG DER ERKENNTNISDEFIZITE 

1. Die Länderjustizminister setzen sich auf Bundesratsebene für die Schaffung einer 

neuen, öffentlich zugänglichen Strafverfolgungsstatistik zur 

Vermögensabschöpfung in Deutschland anhand nachfolgender Kriterien ein: 

 

Mit dem Gesetz zur Neuregelung der strafrechtlichen Vermögenabschöpfung vom 1.7.2017, 

das aufgrund EU-rechtlicher Vorgaben implementiert worden ist, könnte es erstmals gelingen, 

die Abschöpfung illegal generierter Gewinne in Deutschland signifikant zu optimieren. So 

ermöglicht es u. a. der neue § 76a Abs. 4 StGB, Vermögensgegenstände unabhängig vom 

Nachweis einer rechtwidrigen Tat (selbständig) einzuziehen, wenn das Gericht von ihrer 

illegalen Herkunft überzeugt ist. Ob dieses Gesetz ein wirksames Instrument, u. a. gegen 

Geldwäsche und gegen kriminelle Vereinigungen (§ 129 StGB), ist oder aber weitere 

gesetzliche Konfiskationsmaßnahmen erforderlich sind, lässt sich nur dann evaluieren, wenn 

der gesamte Vermögensabschöpfungsprozess im Einzelfall in allen Verfahrensschritten 

statistisch abgebildet wird und nachvollzogen werden kann. Dies bedeutet, dass 

• die im Einzelfall getroffene strafprozessuale Maßnahme, etwa zur Beschlagnahme eines 

Vermögensgegenstands nach § 111b StPO, der finalen gerichtlichen/außergerichtlichen 

Entscheidung (Einziehung des Gegenstands oder Freigabe des Vermögensgegenstands) 

statistisch gegenübergestellt wird („Earmarking“). 

• Die bloße statistische Erfassung von Verfahrenszahlen über die Anzahl 

deliktsübergreifender Vermögensabschöpfungen und der Volumina gesicherter 

Vermögenswerte ist nicht aussagekräftig. Im Einzelfall muss zusätzlich eine 

deliktsspezifische Zuordnung der Vermögensabschöpfung mit einem spezifischen, OK-

relevanten Straftatbestand (Geldwäsche nach § 261 und der damit in Zusammenhang 

stehenden Vortaten bzw. einer Straftat nach § 129 StGB erfolgen. Liegt ein Fall des § 

129 StGB vor, sind Kategorien zu entwickeln, die eine spezifische Erfassung nach 

Tätergruppierungen ermöglichen. 



 

2. Die Länderjustizminister setzen sich auf Bundesratsebene für die Schaffung einer 

separaten, öffentlich zugänglichen Strafverfolgungsstatistik zum Tatbestand der 

Geldwäsche (§ 261 StGB) ein, die seinem Charakter als Rechtspflegedelikt und 

dem spezifischen Verhältnis zu seinen Vortaten Rechnung tragen. Die 

überarbeitete Strafverfolgungsstatistik zu § 261 StGB hat dabei folgende 

Kriterien zu berücksichtigen: 

 

Deutschland ist wie jeder EU-Mitgliedsstaat nach Artikel 7 der EU-Geldwäscherichtlinie 

(EU)2015/849) verpflichtet, angemessene Schritte zu unternehmen, um die für ihn bestehenden 

Risiken der Geldwäsche in diesem Zusammenhang zu ermitteln, zu bewerten, zu verstehen und 

zu mindern. Der Mitgliedstaat hat die Risikobewertung auf einem aktuellen Stand zu halten. 

Die Erstellung einer aussagekräftigen Risikoanalyse in Deutschland scheitert bisher u. a. daran, 

dass keinerlei aussagekräftige Strafverfolgungsstatistiken über dieses Delikt der 

Geldwäsche existieren, da das Bundesministerium für Justiz und Verbraucherschutz gegenüber 

dem federführenden Bundesministerium der Finanzen, nach Abstimmung mit den Ländern, 

„aus Kostengründen“ nach wie vor nicht bereit ist, seine Statistiken für das Delikt der 

Geldwäsche aussagekräftig den EU-rechtlichen Notwendigkeiten anzupassen. Die 

Bundesregierung muss sich deshalb bei der Bewertung der Typologien und des Umfangs der 

Geldwäsche in Deutschland ausschließlich auf von ihr in Auftrag gegebene 

Dunkelfeldforschungen stützen. 

Wenigstens zeigte BMJV nach 10-jährigen bilateralen Verhandlungen inzwischen Bereitschaft, 

einer Benachrichtigungspflicht der Staatsanwaltschaften gegenüber der FIU nach Art und 

Umfang des § 42 Abs. 1 GwG (nicht alle Formen der Verfahrenseinstellungen sind dort erfasst) 

im Gesetz zur Umsetzung der Vierten Geldwäscherichtlinie zuzustimmen, um die FIU bei der 

Erfüllung ihrer statistischen Pflichten nach §§ 28 Abs. 1 Nr. 2, 8, 9,10 und 11 GwG nicht völlig 

auszubremsen. 

Das Erkenntnisproblem ist jedoch damit nach wie vor unzureichend gelöst und hat dazu geführt, 

dass der deutsche Gesetzgeber auch weiterhin ohne belastbare Statistiken und damit ohne 

Kenntnis des Hellfelds quasi im Blindflug EU-rechtliche Vorgaben gegen Geldwäsche 

umsetzen muss. Dies hat für die Bundesregierung –abgesehen von der Medienschelte im 

Dauermodus - schon mehrfach ein signifikantes Reputationsproblem in Zusammenhang mit der 

Evaluierung des deutschen Anti-Geldwäschesystems durch die bei der OECD angesiedelte 

FATF11 verursacht. 
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  Deutschland ist Mitglied der im Jahr 1989 gegründeten Financial Action Task Force (FATF). 



In der Statistik „Staatsanwaltschaften“ der Fachserie 10 Reihe 2.6. des Statistischen 

Bundesamts werden Geldwäschedelikte nach § 261 StGB als eigenständige Sachgebietsgruppe 

erhoben. Erfasst sind allerdings nur die Zahl der eingeleiteten (Neuzugänge) und die erledigten 

Ermittlungsverfahren. Die Strafverfolgungsstatistik (Fachserie 10, Reihe 2.3) erfasst die im 

Laufe eines Berichtsjahrs rechtskräftig verurteilten Personen nach dem jeweils schwersten 

Delikt, das der Entscheidung zu Grunde liegt. Soweit daher neben der Verurteilung wegen 

Geldwäsche zugleich eine weitere Straftat mit einer schwereren Strafdrohung abgeurteilt 

wurde, was der Regelfall ist, wird diese Entscheidung ausschließlich bei diesem Delikt erfasst. 

Der Grund dafür ist, dass § 261 StGB aufgrund des damaligen Vorschlags des federführenden 

BMJV im 21. Abschnitt des Strafgesetzbuchs als sog. Rechtspflegedelikt verortet ist. 

Aufgrund der Tatsache, dass der deutsche Gesetzgeber § 261 StGB – anders als in vielen 

Mitgliedsstaaten der Europäischen Union - dogmatisch als Rechtspflegedelikt verstand, hat er 

sich bei der Höhe des Strafmaßes für § 261 StGB an Straftatbeständen orientiert, deren 

Schutzgut ebenfalls die staatliche Rechtspflege ist (z. B. Hehlerei). Soweit kein besonders 

schwerer Fall vorliegt (§ 261 Abs. 4 StGB), wird Geldwäsche mit Freiheitsstrafe von drei 

Monaten bis zu fünf Jahren bestraft (§ 261 Abs.1 StGB). Wegen Geldwäsche wird, sofern die 

neue Rückausnahme des Satzes 3 nicht gegeben ist, nicht bestraft, wer wegen Beteiligung an 

der Vortat strafbar ist. Dies hat zur Folge, dass grundsätzlich aufgrund der Konkurrenzregel des 

§ 261 Abs. 9 Satz 2 StGB nicht der Geldwäschestraftatbestand, sondern die Vortat 

angeklagt und das Verfahren wegen Geldwäsche als mitbestrafte Nachtat eingestellt wird. 

Auf die Aussagekraft der Strafverfolgungsstatistik und der Wirksamkeit des Meldewesens nach 

§ 43ff GwG hat dies katastrophale Auswirkungen, die die Aussagen der 

Strafverfolgungsstatistik völlig verzerren. Lediglich ein verschwindend geringer Teil von 

Verurteilungen aus der Bagatellkriminalität (sog. Agentenfälle), bei denen in der Regel 

keinerlei OK-Bezug feststellbar ist, taucht durch den dargestellten Selektionsprozeß im 

Ergebnis in der Strafverfolgungsstatistik unter der Rubrik Verurteilungen wegen Geldwäsche 

gem. § 261 StGB auf. 

Die Effektivität der Maßnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung der Geldwäsche im 

allgemeinen und der Strafverfolgung von Geldwäschern im besonderen ist im Ergebnis deshalb 

kaum messbar und führt bei Heranziehung der aktuellen Strafverfolgungsstatistik zu falschen 

Schlußfolgerungen, etwa im Standardkommentar von Fischer (StGB, § 261 Rn 4b) der –ähnlich 

wie viele Stimmen aus der juristischen Literatur, die ihm folgen -, die Auffassung vertritt, dass 

in Deutschland eine Verfolgung und Bestrafung der Geldwäsche in „verschwindend geringem 

Umfang“ stattfände und deshalb der Straftatbestand und das Maßnahmepaket gegen 

Geldwäsche wirkungslos wäre. 

                                                           
Die FATF ist das wichtigste internationale Gremium zur Bekämpfung und Verhinderung von 

Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und Proliferationsfinanzierung. Für diesen Bereich setzt sie 

Standards („International Standards on Combating Money Laundering and the Financing of Terrorism 

& Proliferation – “The FATF Recommendations"). Zugleich fördert die FATF die weltweite Verbreitung 

dieser Standards und überprüft deren Umsetzung in ihren Mitgliedstaaten. 

https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/EN/Bericht/dl_fatf_recommendations_2012_gw_en.html;jsessionid=CEDFFEEBE3CB541AABA79A254B0AFD3B.1_cid298?nn=7845818
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/EN/Bericht/dl_fatf_recommendations_2012_gw_en.html;jsessionid=CEDFFEEBE3CB541AABA79A254B0AFD3B.1_cid298?nn=7845818
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/EN/Bericht/dl_fatf_recommendations_2012_gw_en.html;jsessionid=CEDFFEEBE3CB541AABA79A254B0AFD3B.1_cid298?nn=7845818

